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Rundschreiben Nr. X/017/20
Corona: Koalitionsausschuss einigt sich auf Konjunkturpaket

Sehr geehrte Damen und Herren,

Der Koalitionsausschuss hat sich am Abend des 3. Juni 2020 auf ein
umfassendes Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket (s. Anlage)
geeinigt. Ziel ist es, die direkten Folgen der Corona-Pandemie und des
mit ihr verbundenen wirtschaftlichen Einbruchs abzumildern und auf die
Zukunft ausgerichtete Wachstumsanreize zu schaffen. 

Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer erklärt hierzu: „Eine Krise löst man
mit Handlungsfähigkeit und Optimismus. Die Beschlüsse der Koalition
leisten deshalb einen Beitrag für einen raschen Ausstieg aus der
Krise, auch, wenn mich die Zahlen schwindlig machen können.
Investitionen in die Zukunftsfähigkeit sind ebenso richtig wie die
steuerlichen Maßnahmen, die gerade kleine und mittlere Unternehmen
sowie den Konsum stärken. Die Regierung hat der Versuchung
widerstanden, Einzelinteressen nach vorne zu stellen. Der
gesamtwirtschaftliche Fokus ist richtig und greift die meisten unserer
Vorschläge aus der Wirtschaft auf. 

Wichtig ist das Bekenntnis zur Stabilisierung der
Sozialversicherungsbeiträge bei 40 %. Das hilft nicht nur den
Unternehmen, sondern stabilisiert auch die Nettoeinkünfte. Allerdings ist
es für eine nachhaltige Wirtschaftspolitik sinnvoll, diese auch langfristig
abgesichert zu wissen und nicht nur bis 2021. Hier bleibt die Politik in der
Pflicht." 

Auf folgende zentralen Punkte des Pakets wollen wir besonders
hinweisen:

 Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland durch eine
befristete Absenkung des Mehrwertsteuersatzes von 19 % auf
16 % und von 7 % auf 5 % im Zeitraum 1.6.2020-31.12.2020.
(Finanzbedarf 20 Mrd. Euro) 
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 Stabilisierung der Sozialversicherungsbeiträge bei maximal 40
% im Rahmen einer „Sozialgarantie 2021“. Darüber hinausgehende
Finanzbedarfe werden bis zum Jahr 2021 aus dem Bundeshaushalt
gedeckt. (Finanzbedarf: 5,3 Mrd. Euro 2020; Bedarf 2021 kann erst
im Rahmen der Haushalts-Aufstellung 2021 ermittelt werden)

 Gesetzliche Erweiterung des steuerlichen Verlustrücktrags für
2020 und 2021 auf max. 5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei
Zusammenveranlagung). Einführung eines Mechanismus, um
diesen Rücktrag unmittelbar finanzwirksam schon in der
Steuererklärung 2019 nutzbar zu machen, z.B. über die Bildung
einer steuerlichen Corona-Rücklage. Auflösung der Rücklage bis
spätestens Ende 2022. (Finanzwirkung: Verschiebungseffekt 2
Mrd. Euro, davon 1 Mrd. Euro Bund) 

 Auflage eines Programms für Überbrückungshilfen zur
Sicherung der Existenz von KMU bei Corona-bedingten
Umsatzausfällen. Volumen maximal 25 Mrd. Euro, die
Überbrückungshilfe wird für die Monate Juni-August gewährt und
gilt branchenübergreifend. Besonderheiten besonders betroffener
Branchen (z.B. Hotel- und Gaststättengewerbe, Caterer, Kneipen,
Clubs, Bars, Reisebüros, Veranstaltungslogistik) sollen
angemessen beachtet werden. (Finanzbedarf: 25 Mrd. Euro aus
nicht ausgeschöpftem bestehenden Programm) 

 Stärkung der Kommunen durch dauerhafte Übernahme von
weiteren 25 % und insgesamt bis zu 75 % der Kosten der
Unterkunft im bestehenden System durch den Bund. Dabei soll
verhindert werden, dass die Leistungen für Unterkunft und Heizung
künftig im Auftrag des Bundes erbracht werden. Daher wird in der
Verfassung abweichend geregelt, dass der Bund die Kosten der
Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung für Arbeitssuchende
bis zu 75 % tragen kann, bevor Bundesauftragsverwaltung eintritt.
(Finanzbedarf: 4 Mrd. Euro pro Jahr)

 Förderung des Kapazitätsausbaus im Bereich der Kindergärten,
Kitas und Krippen durch die Bereitstellung von 1 Mrd. Euro
zusätzlich für Ausbaumaßnahmen, die in 2020 und 2021
stattfinden. (Finanzbedarf: 1 Mrd. Euro) 

 Beschleunigung des Investitionsprogramms für den Ausbau
von Ganztagsschulen und Ganztagesbetreuung. Länder, die
Mittel für Investitionen in den Jahren 2020 und 2021 abrufen,
erhalten die entsprechende Summe in den späteren Jahren der
Laufzeit zusätzlich. Zusätzlich wird im Digitalpakt Schule der
Katalog förderfähiger Investitionen erweitert. Der Bund wird sich
darüber hinaus in Zukunft pauschaliert bei der Ausbildung und
Finanzierung der Administratoren beteiligen, wenn die Länder im
Gegenzug die digitale Weiterbildung der Lehrkräfte verstärken.
(Finanzbedarf: 2 Mrd. Euro)

 Anstoß eines Digitalisierungsschubs in der öffentlichen
Verwaltung. Neben der Beschleunigung der Prozesse der digitalen
Verwaltung werden Maßnahmen für die digitale Befähigung von
Kommunen und den nachhaltigen Energieverbrauch angestrebt.
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Der Digitalisierung der Wirtschaft wird unverzüglich ein zusätzlicher
Schub gegeben über die erweiterten Abschreibungsmöglichkeiten
für digitale Wirtschaftsgüter, den Aufbau einer souveränen
Infrastruktur sowie ein Förderprogramm zur Unterstützung des Auf-
und Ausbau von Plattformen und die Befähigung von KMUs zur
beschleunigten digitalen Transformation (Finanzbedarf: 1 Mrd.
Euro).

Neben den hier explizit genannten Punkten sind eine Reihe von
Maßnahmen im Bereich der Unterstützung von Familien, des
Klimaschutzes, der Digitalisierung und Zukunftstechnologien sowie
der Stärkung des Gesundheitswesens vorgesehen. 

Bewertung: 

Das Paket der Koalition ist sowohl inhaltlich als auch finanziell
ausgesprochen umfangreich und sendet insgesamt ein wichtiges
Signal für einen raschen Ausstieg aus der Krise. Dabei wurde
richtigerweise eine gesamtwirtschaftliche Perspektive eingenommen,
beispielsweise bei der Begrenzung der Sozialversicherungsbeiträge auf
maximal 40 % und bei den Überbrückungshilfen für kleine und
mittelständische Unternehmen. 

Zu begrüßen sind die steuerlichen Maßnahmen, insbesondere die
Verbesserung bei der Verlustverrechnung. Eine Ausdehnung dieser
Möglichkeit auf ein weiteres Jahr, also bis 2022, wäre für eine
weitergehende Stabilisierung wünschenswert gewesen. Die Entlastung
von Unternehmen und Verbrauchern über die Energiekostensenkung in
Form einer Reduzierung der EEG-Umlage ist ein effektives Mittel. 

Die im Konjunkturpaket vorgesehenen Investitionen zur
Beschleunigung der Digitalisierung sind ebenfalls zu begrüßen.
Wichtige Zukunftsprojekte wie die Digitalisierung der Verwaltung, die
Förderung von Zukunftstechnologien wie Künstliche Intelligenz und
Quantencomputing sowie der Ausbau der digitalen Infrastruktur (5G und
Breitband) bringen neuen Schwung und zusätzliche Ressourcen. Die
Konkretisierung und die Umsetzung der Maßnahmen müssen jetzt
konsequent und zügig vorangetrieben werden. 

Im Hinblick auf die anvisierte Stärkung des Gesundheitswesens zieht
die Politik durchaus und durchweg die richtigen Lehren aus der aktuellen
Pandemie bzw. den zuletzt aufgetretenen Versorgungsproblemen. Es
handelt sich hier ausnahmslos um gesellschaftliche Aufgaben, die
dementsprechend dann auch voll aus dem Steueraufkommen finanziert
werden müssen und nicht zu Lasten der Krankenversicherung bzw. der
Beitragszahler gehen dürfen. 

Mit freundlichen Grüßen
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gez. Steffen Kampeter

Anlage


